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Soziale Sicherheit schaffen -
Eigenvorsorge statt krisenanfälligen Kollektivismus 

Sicherheit im Alter, bei Krankheit und 
in der Not ist für den einzelnen eines 
der wichtigsten Lebensgüter und für 
die Gesellschaft ein unverzichtbares 
Element reibungslosen Zusammen­
lebens. Um so starker beunruhigt die 
Hrkenntnis, daß die für diese Absi­
cherung einst geschaffenen kollekti­
ven Systeme das bald nicht mehr lei­
sten können, was sie den Beitragszah-
lern in immer größerem Umfang ver­
sprochen haben. Jetzt, im allgemei­
nen Umbruch, wird deutlich, was 
Sachkenner seit Jahren als Grund für 
die unausweichlich herannickende 
Elementarkrise der deutschen Sozial­
versicherung ausgemacht haben: die 
Verengung der sozialen Absicherung 
auf umlagefinanzierte öffentliche 
Zwangssysteme und deren Überfrach­
tung mit Ansprüchen jenseits der fi­
nanziellen Tragbarkeit. 

Das alles liegt jetzt klar vor Augen, 
zügige Abhilfe tut not. Doch statt da­
für den Boden zu bereiten, macht die 
Politik aller Couleur das Unverant­
wortlichste, was in solcher Situation 
überhaupt getan werden kann: Sie er­
klärt die staatlichen Vorsorgesyste­
me wider besseres Wissen für langfri­
stig stabil und verschlimmert die oh­
nehin prekäre Lage noch weiterdurch 
die Einführung eines Pflegeversiche­
rungsmodells, dessen Umlagefinan­
zierung den heute Heranwachsenden 
in nur wenigen Jahren, wenn die jetzi­
ge Politikergeneration sich mit ihren 
sozialen Jahrhundertwerken verab­
schiedet hat, noch weitere Zentnerge­
wichte aufhalst. 

Es ist also höchste Zeit, gegenzusteu­
ern und sichtbar zu machen, wie weit 
wiruns auf einen Irrweg haben führen 
lassen, welche Einbußen an Geld und 
Eigenständigkeit das den einzelnen 

gekostet hat und was es an konkreten 
Möglichkeiten gibt, aus diesem Sog 
noch herauszukommen. 

Sackgasse „Soziale irtschaft" 

Die gegenwärtige Krise macht auch 
sichtbar, wie weit die Bundesrepublik 
Deutschland sich in zentralen Berei­
chen bereits von den Grundlagen ei­
ner leistungsfähigen sozialen Markt­
wirtschaft entfernt und zu einer "Sozi­
alwirtschaft" mit marktwirtschaftli­
chen Restbeständen entwickelt hat. 
Gewiß: Artikel 20 Abs 1 GG defi­
niert die Bundesrepublik als demo­
kratischen und sozialen Bundesstaat. 
Sozialstaatlichkeit ist damit eines der 
tragenden Prinzipien unseres Gemein­
wesens. Doch die Sozialstaatsklausel 
wurde von Politik und Gesellschaft 
immer extensiver ausgelegt, immer 
mehr an Leistungen versprochen. Ein 
beispielloser, nur durch wenige Re­
zessionen unterbrochener wirtschaft­

licher Aufstieg verdeckte indes den 
Blick dafür, daß dieser soziale Lei­
stungsstand zu teuer erkauft war. Den 
Bürgern wurde dies kaum bewußt. 
Dies ist nicht zuletzt die Folge einer 
Politik, welche die Kosten der kollek­
tiven Sicherheit systematisch ver­
schleiert hat. Durch die Spaltung der 
Sozialabgaben in Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerbeiträge, durch die steu­
erfinanzierten Zuschüsse zu den Sy­
stemen der sozialen Sicherung und 
durch die Vielzahl von Finanztrans-
fera wurde und wird der Eindruck 
vermittelt, soziale Leistungen kamen 
den einzelnen gar nicht so teuer zu 
stehen. Die Wirklichkeit sieht anders 
aus: Heute werden dem Arbeitneh­
mer von seinem Bruttoeinkommen im 
Durchschnitt rund 31 Prozent alleine 
dafür abgezogen, kollektive Aufgaben 
im Bereich der sozialen Sicherungs­
systeme zu finanzieren. 1970 lag die­
se Abgabenlast erst bei 24 Prozent (s. 
Grafik). 

Immer drückendere Abgabenl^t 

Lohnsteuer und Sozialbeiträge in Prozent der 
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Daß es so nicht weitergehen kann, sprechen hingegen stehen fest und freiheit des einzelnen eng und sein 
liegtauf der Hand. Einziger ehrlicher sind häufig sogar noch dynamisiert. Spielraum für eigene Risikovorsorge 
Ausweg zur Erhaltung der Systeme So bleiben zur Aufrechterhaltung der drastisch beschnitten. Gleichzeitig 
wäre eine Kürzung des Leistungs- Ansprüche nur Beitrags- oder/und entwickelt sich damit eine Mentalität 
umfangs. Doch die Politik erklärt dies Steuererhöhungen übrig. erhöhter Leistungs- und Sicherungs­
für weithin undurchsetzbar. Damit erwartung an das Kollektiv. Nicht 
bleiben als Alternativen nur: die wei- Durch solche Maßnahmen steigt der wahrgenommen wird, daß der Ver-
tere Anhebung von Steuern und Sozi- Anteil der öffentlichen Ausgaben - lust eigener wirtschaftlicher Spielräu-
alabgaben, zusätzliche Umvertei- einschließlich der Leistungen der me ein Freiheitsverlust ist: Der ein-
lungsmaßnahmen durch steigende Be- Sozialversicherungen-am Sozialpro- zelne wird in der Verfügungsfreiheit 
me^ungsgrenzen sowie das Heraus- dukt immer weiter an. Mit dieser Stei- über sein Einkommen immer weiter 
greifen immer weiterer Be völkerungs- gerung der Sozialquote - derzeit liegt beschnitten, 
gruppen, die unter dem Schlagwort sie bereits über 50 Prozent-kippt die 
"soziale Gerechtigkeit" besonders zur leistungsfähige soziale Marktwirt- Da dieser Weg unweigerlich in die 
Kasse gebeten werden. Dazu eignen schaft zusehends in eine lähmende Unfinanzierbarkeit führt, kann nur 
sich vor allem kleinere Gruppen, die "Sozialwirtschaff um, die obendrein eine Kehrtwendung zu mehr Eigen­
politisch schlecht organisiert sind. auch solche Bürger in den Genuß Staat- Vorsorge die Lage retten. Das setzt 

licher Umverteilung bringt, die gar freilich ein Aufbrechen der bei uns 
Damit wird ein gravierender Mangel nicht darauf angewiesen sind. Die inzwischen heimisch gewordenen 
unseres Sozialstaatssystems deutlich. Folgen dieser Fehlentwicklung wer- Transfer-Mentalität voraus. Ausfluß 
Da nahe/u alle Leistungen aus den den für immer mehr Menschen dieser Mentalität ist auch die sich 
Geldmitteln bestritten weiden müs- schmerzlich spürbar. Wenn von jeder verfestigende Ansicht, es sei mit der 
sen, die gerade in die Kasse herein- verdienten Mark ca. 42 Pfennig als "Würde" des Menschen nicht verein­
kommen ("Umlage"), sind diese Lei- Steuern und Sozialabgaben (Ein- bar, den Bezug von Sozialhilfe an 
stungen anfällig für Schwankungen gangssteuersatz unterstellt) einbehal- Arbeit zu knüpfen, die im Gemeinin­
der Finanzierungsquellen und damit ten werden-die sog. Arbeitgeberan- teresse liegt. Es ist schon merkwür-
von der allgemeinen wirtschaftlichen teile hier nicht einmal eingerechnet-, dig, wenn Politik, Verwaltung und 
Lage abhängig. Die Leistungsver- wird die wirtschaftliche Bewegungs- Justiz nicht auf die Idee kommen, es 
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könnte viel eher menschenunwürdig 
sein, von der Gesellschaft aufgebrach­
te Gelder ohne jegliche Gegenleistung 
in Empfang zu nehmen. Gerade die 
Anonymität des heutigen Sozialstaats 
führt bei den Beitragszahlern zu per­
manent steigenden Erwartungen, in 
die sich zunehmend Unzufriedenheit 
mischt, weil überzogene Hoffnungen 
zwangsläufig irgendwann enttäuscht 
werden müssen. 

Diese Situation ist so betrüblich wie 
unsinnig, weil es in Deutschland ein 
gut funktionierendes System privater 
Daseinsfürsorge gibt - ein System, 
das die Politik immer weniger wahr­
nimmt und dessen Funktionieren 
durch falsche Akzentsetzung sie in 
Teilbereichen sogar in Frage zu stel­
len droht. Solche Bereiche sind die 
Lebensversicherung, die private Kran­
kenversicherung und die private Pfle­
geversicherung. Diese privaten Lei­
stungen sind in ihrem Komfort den 
gesetzlichen überlegen und entlasten 
darüber hinaus auch die kollektiven 
Kostenträger in beachtlichem Um­
fang. Es ist fatal, daß diese Bereiche, 
die für eine zukunftsichernde Vorsor­
ge auf marktwirtschaftlicher Basis 
geradezu entscheidend sind, hierzu­
lande eine geringere Lobby haben als 
Wirtschaftszweige, deren Bedeutung 
für die Volkswirtschaft rapide ab­
nimmt. 

Vorsorgebereich Altersvorsorge 

Besonders deutlich werden die Unter­
schiede zwischen privater und staat­
licher Organisationsform im Bereich 
der Alters Vorsorge. Obgleich die Aus­
zahlungen der Lebensversicherer in 
1992 erst 21 Prozent der gezahlten 
Leistungen der Rentenversicherungs­
träger ausmachten, beträgt das zur 
Finanzierung der Lebensversicherung 
angesammelte Vermögen bereits 
562,3 Mrd. DM. 

Diesses real vorhandene Kapital gibt 
dem privat Versicherten eine wesent­
lich höhere Sicherheit als die bloße 
Hoffnung der gesetzlich Renten versi­
cherten, daß künftige Generationen -
auch künftige Politikergenerationen 
- genauso denken wie die heutigen. 
Die gesetzliche Rentenleistung ist in 
Art und Umfang jederzeit durch den 
Gesetzgeber anpaßbar bzw. veränder­
bar. Durch das Kapitalansammlungs­
verfahren hingegen entstehen hohe 
Sparsummen, und es kommt zur Sym­
biose zwischen privater Absicherung 
und gesamtwirtschaftlichem Nutzen. 
Welche Qualitätsunterschiede /wi­
schen privaten und staatlichen Mo­
dellen der Altersvorsorge bestehen. 
zeigt die hier im Kasten wiedergege­
bene Beispielrechnung. 

Zwar ist damit zu rechnen, daß in der 
gesetzlichen Rentenversicherung die 
Nominalrenten jährlich angehoben 
werden. In den letzten 10 Jahren be­
trugen die Steigerungsraten jedoch 
im Durchschnitt jährlich nur 3,4 Pro­
zent. Andererseits steigen auch durch 
Lohnerhöhung und Erhöhung der 
Beitragsbemessungsgrenze die jähr­
lich zu erbringenden Beiträge, so daß 
die Vergleichsrechnung essentiell aus­
sagefähig bleibt. 

Ein weiterer wesentlicher Vorteil der 
privaten Altersvorsorge: Der Versi­
cherte kann hier unter einer Vielzahl 
maßgeschneiderter Tarife wählen. So 
kann der Alleinlebende die Beiträge 
für Witwen- und Waisenrente sparen, 
die in dem Beispiel fast 1/3 der Prä­
mie verschlingen. In der gesetzlichen 
Rentenversicherung hingegen werden 
nur ein einkommensabhängiger Ein­
heitsbeitrag sowie Einheitsleistungen 
angeboten. Begründet wird diese Ein­
schränkung mit dem Gedanken der 
sozialen Gerechtigkeit und des Aus­
gleichs zwischen sozial stärkeren und 
sozial schwächeren Gruppen inner­
halb der Yersichertengemeinschaft. 
Dieses Argument hat jedoch auch sei­
ne - im öffentlichen Bewußtsein im­
mer noch viel zu wenig beachtete -
Schattenseite: dem einzelnen wird 
nämlich nicht nur Verantwortung ab­
genommen. Ihm w ird auch jede Wahl-
freiheil weggenommen, für seine Zu­
kunft auf individuelle differenzierte 
Weise sorgen zu können. Er muß statt 
dessen - bis zum Erreichen der Ver­
sicherungspflichtgrenze - zwangs­
weise eine sozial versicherungsrecht­
liche Standardlösung hinnehmen. Bei 
einer Bemessungsgrenze in Höhe von 
7.600,- DM ist das gegenwärtig das 
Schicksal des ganz überwiegenden 

In der gesetzlichen Rentenver^ he 
rung erhält ein 25jähriger verheira­
teter Mann, der heute einen Mo­
natsbeitrag von 1.000,- DM zahlt, 
mit 65 Jahren nach heutigem Stand 
eine Rente in Höhe von monatlich 
rund 2.500,- DM. Im Rahmen einer 
privaten Rentenversicherung wür­
de bei einem Beitrag von konstant 
1.000,- DM eine dynamisierte (d.h. 
nach dem 65. Lebensjahr weiter 
steigende) Rente monatlich ca. 
7.700,- DM betragen, eine nicht 
dynamisierte (konstante) Rente so­
gar monatlich 11.000,- DM. In die-

ser Rechnung sind die Prämien für 
BeruKunfähigkeitsrente des 

Versicherten in Höhe von monat­
lich 3.000,- DM, eine Hinterbliebe­
nenrente für den Ehepartner sowie 
eine Waisenrente für die Kinder 
bereits enthalten. Als Alleinste­
hender würde der Mann (ohne Be­
rufsunfähigkeitsrente) sogar mit 65 
Jahren eine dynamisierte Rente von 
monatlich knapp 15.000,- DM oder 
eine nichtdynamisierte (konstante 
Rente) von monatlich knapp 20.000,-
DM erhalten. 
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Teils unserer erwerbstätigen Bevöl­
kerung. 

Hinzu kommt: Nach 40 Jahren ist in 
unserem Beispiel der privaten Ren­
tenversicherung ein Deckungskapital 
von ca. 2,5 Mio. DM aufgebaut, mit 
dem die Ansprüche des Versiche­
rungsnehmers ausfinanziert sind. Hin­
gegen ist der Anspruchsteller bei der 
gesetzlichen Rentenversicherung im 
Rahmen eines keineswegs gesicher­
ten Generationen Vertrages auf die un­
eingeschränkte Zahlungswilligkeit und 
Zahlungsfähigkeit der dann erwerbs­
tätigen Bevölkerung angewiesen. 

Gewiß gibt es für den Solidaritätsge­
danken im Sozialversicherungsrecht 
gute Gründe. Unterzugehen scheint 
aber mit der Zeit die Erkenntnis: Wenn 
die Solidarität die Individualität über­
wuchert, führt dies zum Verlust an 
Risikobereitschaft, Spontanität, schöp­
ferischer Kraft und Leistungswillen. 
Solche schleichenden Entwicklungen 
sind lähmendes Gift für den Fortbe­
stand einer leistungsfähigen Gesell­
schaft. 

Damit wieder Raum geschaffen wird 
für eine rentablere Altersvorsorge 
durch Kapitalbildung, muß die nach 
dem krisenanfälligen Umlageprinzip 
konstruierte kollektive Altersvorsor­
ge zurückgeschraubt werden. Dazu 
ist das Rentensystem vom Arbeits­
vertrag zu lösen und allmählich in 
eine beitragsbezogene, lohnunabhän­
gige Existenzsicherungsrente zu über­
führen. Dazu hat der Kronberger Kreis 
(„Reform der Alterssicherung4', Band 
14/1987) präzise Vorschläge gemacht. 

Vorsorgebereich Gesundheit 

Auch das System der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) hat sich 
in den letzten Jahren immer wieder 
als krisenanfällig erwiesen. Selbst ein­

schneidende Reformen, die den Ver­
sicherten vor allem ein Weniger an 
Leistung brachten, konnten hieran 
nichts ändern, weil die grundlegende 
Struktur der GKV und damit auch die 
Fehlmotivation aller Beteiligten un­
angetastet blieb. 

Dieses Zuteilungssystem der gesetz­
lichen Krankenversicherung züchtet 
Bürokratismus und Dirigismus. Zwi­
schen dem Kassenpatienten und dem 
Arzt bestehen keine vertraglichen Be­
ziehungen. Der Patient erfährt nicht 
den Aufwand der erbrachten Leistun­
gen. Ständig steigenden Beiträge zur 
GKV machen den Versicherten ironi­
scherweise insofern „kostenbewuß­
ter4', als er für sein Geld so viel wie 
möglich an medizinischen Gegenlei­
stungen erhalten möchte. 

Auch der Arzt hat kein eigenes Inter­
esse am wirtschaftlichen Leistungs­
transfer. Die notwendige Kostenkon­
trolle erfolgt von dritter Seite, durch 
die Kassenärztliche Vereinigung, die 
ihrerseits die Ärzte durch Vorschrif­
ten und durch die Weigerung, die 
Kosten für bestimmte Behandlungen 
anzuerkennen, im Ausgabeverhalten 
bevormundet. 

Das ganze System der GKV beruht 
auf der Grundannahme, daß der Ver­
sicherte die ihn selbst betreffenden 
medizinischen Zusammenhänge nicht 
durchschaut und seine Gesundheit 
deshalb staatlicherseits zu überwa­
chen ist. Diese Annahme wird durch 
das große Interesse, das breiteste Be­
völkerungskreise den Gesundheitsfra­
gen entgegenbringen, widerlegt. Es 
ist nichts anderes als eine Bevormun­
dung und Entfremdung des Menschen 
von sich selbst, wenn alles, was mit 
Erhalt oder Wiederherstellung seiner 
Gesundheit zusammenhängt, in erster 
Linie von Dritten, einschließlich Po­
litikern und Bürokraten entschieden 

wird. Eine Sanierung des Gesundheits-
wesens ist nur möglich, wenn der ein­
zelne Versicherte wieder selbst in grö­
ßerem Maße Verantwortung für seine 
Gesundheit übernimmt. Das gibt ihm 
die Würde und das Recht zurück, selbst 
darüber zu befinden, für welchen Arzt, 
welches Krankenhaus und welche me­
dizinische Behandlung er sich ent­
scheidet. 

Der Schlüssel zu einer dahingehen­
den Neuordnung liegt in der Einfüh­
rung von Wettbewerb zwischen den 
Krankenversicherungen. An die Stel­
le einer umfassenden Pflichtversiche­
rung muß eine Mindestversicherungs-
pflicht treten, und die Kranken Versi­
cherer müssen um die Versiche­
rungsnehmer konkurrieren (s. Kron­
berger Kreis, „Mehr Markt im Gesund­
heitswesen44, Band 13/1987). In ei­
nem solchen System besteht ein direk­
tes Vertragsverhältnis zwischen Pati­
ent und Arzt. Das bewirkt Transpa­
renz des Aufwandes und schafft auf 
beiden Seiten ein natürliches Kosten­
bewußtsein. 

Darüberhinaus würden sich laufende 
politische Entscheidungen über die 
Frage der Selbstbeteiligung an den 
Krankheitskosten erübrigen. Wie heu­
te bei der privaten Krankenversiche­
rung könnte den Versicherten auf frei­
williger Basis über ein tarifliches 
Spektrum ein Anreiz zur Kostensen­
kung gegeben werden. Beitragsrück­
erstattung im Falle der Nichtinan­
spruchnahme von Leistungen und 
Selbstbehalte im Leistungsfall sind 
Instrumente, die den Leistungsauf­
wand der Versicherer dämpfen und 
einem allzu großzügigen Umgang mit 
medizinischen Leistungen entgegen­
wirken. Die im Kasten aufgeführte 
Beispielsrechnung (s. Seite 5) zeigt, 
welche Beitragswirkungen im Bereich 
des Gesundheitswesens durch Selbst­
beteiligungen erzielt werden können. 
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Nach den in jüngster Zeit von den 
privaten Krankenkassen angebote-
tenen Tarifen würde ein 25jähriger 
Mann in der privaten Krankenver­
sicherung bei 2.000,- DM jährli­
cher Selbstbeteiligung einen Mo­
natsbeitrag von nur ca. 90,- DM 
und bei 5.000,- DM Selbstbehalt 
sogar nur ca. 35,- DM bezahlen. 
Sogar für einen heute 75jährigen, 
der - was selten vorkommen dürfte 
- neu in die PKV eintritt, sind die 
Beiträge noch überschaubar: ca. 
530,- DM bei 2.000,- DM Selbstbe­
halt und ca. 360,- DM bei 5.000,-
DM Selbstbehalt. In diesen Tarifen 

kommt das Prinzip der Subsidiarität 
der Versicherungsleistung optimal 
und zum Nutzen aller zum Aus­
druck. Der Versicherungsnehmer 
erhält einen großen Anreiz zum Spa­
ren. Davon profitiert nicht nur er 
selbst durch niedrige Beitrage, son­
dern auch die Gemeinschaft aller 
Versicherten, denn wenn Verfügun­
gen des einzelnen zu Lasten der 
Gemeinschaft wirksam ausgeschlos­
sen werden, können den einzelnen 
Mitgliedern der Solidargemein-
schaft auf Dauer niedrige Beiträge 
garantiert werden. 

Selbst dieser Beitrag reicht aber nicht 
aus. um die umgerechnet 20Mrd. DM 
zu decken, welche die Pflege allein 
1992 kostete. Für das Defizit muß der 
Staat und damit der Steuerzahler auf­
kommen. 

Zudem haben Sozialämter berechnet, 
daß die aus dem 1,7prozentigen An­
teil der Arbeitsentgelte zusammen­
kommenden 30 Mrd. DM zu einem 
Drittel in Taschen von Nichtbedürfti­
gen fließen. Doch auch sie sollen künf-
tigden Regelsat/ \ on monatlich 2.100,-
DM erhalten. 

Diese Fehlleitung voll knappen Mit­
teln durch das So/ialsystem geht wie­
derum direkt zu Lasten der heutigen 
Beitragszahler. Ihnen nimmt der Ge­
setzgeber die Möglichkeit, einen ver­
nünftigen Sparvorgang einzuleiten, 
um im Alter eine reale Vermögens­
grundlage zur Finanzierung von Pfle­
geleistungen zur Verfügung zu ha­
ben. Aus den gleichen Berechnungen 
wird deutlich, daß der Anteil der von 
der Sozialhilfe abhängigen Pflegebe­
dürftigen von heute 73 Prozent auf 
lediglich 52 Prozent sinken wird, da 
der Regelsatz von 2.100,- DM die 
Pflegekosten von 4.000,- DM (ein­
schließlich der Wohn- und Verpfle-
gungsanteile) nicht deckt. Auch eine 
Entlastung der Kommunen als Sozial­
hilfeträger tritt nicht ein, da die Ge­
meinden nach dem Koalitionsab­
kommen jährlich 3 Mrd. DM an den 
Bund "rückerstatten" müssen. 

Derartige Fehlentwicklungen können 
nur durch ein privatwirtschaftlich or­
ganisiertes Kapitaldeckungsverfahren 
wirksam verhindert werden. Modell­
rechnungen für eine private Pflege­
versicherung liegen in großer Vielfalt 
vor. Sie beruhen alle auf dem Grund­
satz, daß nicht der Staat, sondern der 
einzelne Bürger dafür verantwortlich 
ist, sich durch Versicherungsschutz 

Vorsorgebereich Pflege 

Die gefährliche Mentalitätsverände­
rung in unserer Bevölkerung läßt sich 
an der Diskussion um die Pflegever­
sicherung besonders deutlich ablesen. 
Wenn Politiker letztlich ein ganzes 
Volk zum Pflegefall erklären, der öf­
fentlicher Hilfe bedarf, müssen ele­
mentare menschliche Antriebskräfte 
wie Mut, Risikobereitschaft und nach 
vorn gerichtetes Denken absterben. 
Doch gerade auf diese Eigenschaften 
kommt es heute und morgen entschei­
dend an. 

Die Geschichte zeigt: Wer nur an die 
Sicherung des Erreichten denkt und 
bloß noch umverteilt, was er gerade 
hat, der geht unter. Verquere Abarten 
von Risikobereitschaft gibt es hierzu­
lande genug - von extrem gefährli­
chen Sportarten bis hin zur Fahrweise 
auf unseren Autobahnen. Bei der le-
bens- und berufsbegleitenden persön­
lichen Lebensplanung hingegen greift 
Kollektivismus um sich. Selbst in den 
Managementebenen der Unternehmen 
sind Ängstlichkeit, doppelte Absiche­
rung und mangelnder Mut zu risi­
kobehafteten Investitionen zu beob­
achten. 

Auch bei der Pflege Versicherung tref­
fen wir wieder auf den fundamentalen 
Webfehler im Finanzierungssystem: 
das Umlage verfahren. Es kann schon 
wegen der demographischen Verän­
derungen in der Bevölkerung und der 
Tendenz, einmal installierte Sozial­
leistungen in steigendem Maße in An-
spruch zu nehmen, nicht funk­
tionieren. 

Versicherungsmathematiker haben 
berechnet, daß wegen der zu erwar­
tenden höheren Inanspruchnahme der 
Pflegeleistungen, wegen des größe­
ren Angebots an Pflegemöglichkei­
ten und wegen der Änderung der Al­
tersstruktur der Erwerbstätigen der 
Beitrag zurPflegeversicherung inner­
halb von zwei Jahrzehnten von zu­
nächst 1,7 auf bis zu 4 Prozent - und 
damit auf mehr als das Doppelte -
steigen wird. 

Ein abschreckendes Beispiel hierfür 
ist Holland, wo bereits Ende der 60er 
Jahre ebenfalls eine Pflegeversiche­
rung im Rahmen der staatlichen Sozi­
alversicherung eingeführt wurde. Seit 
Anfang 1993 beläuft sich der Beitrag 
hierfür auf 7,5 Prozent des monatli­
chen Arbeitnehmer-Bruttogehalts. 
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und Kapitalbildung gegen die ver­
schiedenen Lebensrisiken abzusi­
chern. Diese Selbstvorsorge erfordert 
eigene Anstrengungen und selbstver­
antwortliches Handeln in Lebenspha­
sen, in denen zwischen dem unmittel­
baren Konsum und dem Sparen-auch 
durch Konsumverzicht - abzuwägen 
ist. 

Ein Kapitaldeckungsverfahren ist im 
Ergebnis für den einzelnen wie für die 
Gemeinschaft preiswerter, weil gar 
nicht erst die Illusion genährt wird, 
die Kosten zusätzlicher Leistungen 
könnten auf Dritte abgewälzt werden, 
z.B. auf andere Personengruppen oder 
auf spätere Generationen. Zudem sind 
- wie bei der privaten Rentenversi­
cherung - auch bei der privaten Pfle­
geversicherung die Prämien wesent­
lich niedriger als beim Umlagever­
fahren. Seit fast 10 Jahren gibt es 
Pflegekosten Versicherungen. Was sie 
abhängig vom Alter kosten und lei­
sten zeigt die Beispielsrechnung im 
nebenstehenden Kasten. 

Bei einem solchen Modell würde es 
dann für die heute etwa über 50jähri-
gen bei der derzeitigen Finanzierungs­
lösung der Pflege - Eigenmittel oder 
Sozialhilfe - bestehen bleiben. Dabei 
ist jedoch zu berücksichtigen, daß die­
sem System in etwa 20 Jahren eine 
immer geringer werdende Bedeutung 
zukommen würde. Für alle Jüngeren 
würde schon von heute ab eine auf 
dem Kapitaldeckungsverfahren grün­
dende Finanzierung der Pflege mit 
hohem Leistungsniveau erreicht wer­
den können, ohne daß künftige Gene­
rationen mit ungewissen Finanzie­
rungsdefiziten wie beim Umlage-
verfahren belastet würden. 

In der Privatversicherung kann ein 
stationärer Aufwand des Pflegebe­
dürftigen pro Monat in Höhe von 
bis zu 3.000,- DM oder pro Tag bis 
zu 100,- DM abgedeckt werden. 
Für die häusliche Pflege werden 
nach diesem vom Bundesaufsichts­
amt für das Versicherungswesen 
genehmigten Tarif 80 Prozent der 
tatsächlich entstehenden Kosten 
bzw. maximal bis zu 150,- DM pro 
Tag, also monatlich bis zu 4.500,-
DM bezahlt. Hinzu treten nach die­
sem Tarif alle 2 Jahre pflegespezi­
fische Hilfsmittel, deren Aufwand 
bis zu 5.000,- DM übernommen 
wird. Damit liegen die Leistungs­
merkmale dieser Versicherung weit 
über dem, was gegenwärtig als 

Pflicht-Pflegeversicherung im 
Wege der Umlage diskutiert wird. 
Gleichwohl muß ein 30jähriger 
männlicher Versicherungsnehmer 
hierfür monatlich lediglich 33,43 
DM und eine Versicherungsneh­
merin 41,09 DM zahlen. Selbst bei 
einem Eintrittsalter von 45 liegen 
die Beiträge beim männlichen Ver­
sicherungsnehmer noch bei 59,95 
DM und bei einer Versicherungs­
nehmerin bei 74,36 DM. Erst beim 
Eintrittsalter 52 überschreitet der 
Beitrag für die Versicherungsneh­
merin den Monatsbeitrag von 100,-
DM, beim männlichen Versiche­
rungsnehmer erst beim Eintrittsal­
ter 56. 

Demgegenüber ist die derzeit poli­
tisch vorgegebene Umlage-Pflegever­
sicherung unsolidarisch, denn sie ver­
schiebt die Finanzierung der Leistun­
gen fortlaufend aufdie nächste Gene­
ration. Die Finanzierung erfolgt je­
weils durch eine Altersgruppe, die 
sich gegen die wachsende Zahlungs­
last nicht wehren kann - es sei denn 
unter Inkaufnahme des Verlusts poli­
tisch getroffener Vertrauenstatbestän­
de. Der heutige Gesetzgeber nimmt 
die Wähler von morgen finanziell in 
die Pflicht. Das ist auch unter demo­
kratischen Aspekten mehr als frag­
würdig. 

Noch haben wir die Möglichkeit, den 
wirklich Pflegebedürftigen zu helfen 
und für uns selbst vorzusorgen. Nach 
der mit dem "politischen" Modell un­
ausweichlich auf uns zukommenden 
Kostenexplosion w ird die nächste Ge­
neration beides nicht mehr können. 

Umbau des Sozialstaats 

Bleibt unser Sozialsystem unverän­
dert und wird es in seinen fehlkon­
struierten Teilen sogar noch weiter 
augebaut, werden Steuern und Abga­
ben ins Unerträgliche steigen. Denn 
dieses Sozialsystem enthält wesentli­
che Elemente, die auf Selbstzerstö­
rung angelegt sind: Wer unter den 
Vorgaben dieses Systems im Eigen­
interesse "vernünftig" handelt und 
seinen Vorteil durch Ausschöpfung 
der Kassen sucht, schädigt unweiger­
lich die Gemeinschaft. Deshalb muß 
das System der sozialen Sicherung 
wieder auf ein tragfähiges Fundament 
gestellt werden. Nur so kann seine 
Funktionsfähigkeit gerade dafür er­
halten bleiben, daß die von öffentli­
chen Leistungen wirklich Abhängi­
gen auch künftig noch materiell gesi­
chert sind und sich darauf verlassen 
können. 
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Wirtschaftlichkeit 
der öffentlichen Verwaltung 
Reformkonzepte, Reformpraxis 

Mit Beiträgen von 
Ernst Buschor, Helmut Dietz, Werner Hauser, Otto Kaufmann, 
Manfred Lipphardt, Günther Meister, Joachim Mitschke, 
Konrad Morath Paul Morell, Klaus Plate, Burghard Rocke, 
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Kaum etwas wird derzeit so intensiv - und so 
kontrovers - diskutiert wie die Frage, auf welche 
Weise die wachsenden Anforderungen an die 
öffentliche Verwaltung mit den immer prekärer 
werdenden finanziellen Engpässen in Einklang 
gebracht werden können. 

Sparvorschläge gibt es genug. Es fehlt aber an 
Konzepten, die das Übel an der Wurzel packen: 
an der mangelnden wirtschaftlichen Effizienz in 
der Verwaltung selbst. Hier gilt es, anzusetzen. 

Das jüngste Buch des Frankfurter Instituts will 
dazu beitragen, die Debatte um den "schlanken 
Staat" auf das Wesentliche zurückzuführen und 
zu konkretisieren. Es enthält Beiträge zur 
Reformkonzeption, und es zeigt anhand von 
Beispielen aus der Praxis, wie Verwaltungsreform 
- vornehmlich auf kommunaler Ebene - sich 
verwirklichen läßt. 

Das Buch 
Wirtschaftlichkeit der öffentlichen Verwaltung 
ist direkt beim Frankfurter Institut erhältlich. 
136 Seiten, Format 21x25,5cm, 
29,- DM zuzügl. Porto und Verpackung 
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